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Jochen Oltmer, Osnabrück 

Aktive Intoleranz und beschränkte Duldung 

Osteuropäische Juden in der Weimarer Republik 

Am Jahresende 1919 wandte sich der Physiker Albert Einstein mit einem 
Artikel über »die Zuwanderung aus dem Osten« im Berliner Tageblatt an 
die deutsche Öffentlichkeit. Es »mehren sich die Stimmen«, so die Be-
obachtung des späteren Nobelpreisträgers, »die gesetzliche Maßnahmen 
gegen die Ostjuden verlangen«. Im Mittelpunkt stünden dabei »schärfste 
Maßnahmen, d.h. Zusammenpferchung in Konzentrationslagern oder 
Auswanderung aller Zugewanderten«. 

Einstein warnte vor solchen weit reichenden Schritten; denn »die Ge-
sundung Deutschlands« nach der Niederlage im Ersten Weltkrieg »kann 
wahrlich nicht durch Anwendung von Gewalt gegen einen kleinen wehrlo-
sen Bruchteil der Bevölkerung herbeigeführt werden«. Die Zahl osteuropä-
ischer Juden in Deutschland, die in der deutschen politischen und publizis-
tischen Diskussion zumeist undifferenziert und abwertend als ›Ostjuden‹ 
bezeichnet wurden, werde massiv überschätzt, die Gruppe sei keineswegs, 
wie dauernd betont worden sei, beinahe durchgängig kriminell und poli-
tisch gefährlich. Jede Maßregel gegen die jüdischen Zuwanderer aus Ost-
europa als Gruppe beruhe nicht nur auf einer falschen Einschätzung des 
Phänomens, sondern widerspreche auch den Grundsätzen der Humanität 
und der politischen Klugheit. Im Ausland müsse dies als ein neuer »Beweis 
›deutscher Barbarei‹« aufgefasst werden und das Bemühen um die außen-
politische Re-Etablierung nach der Kriegsniederlage schwer schädigen.1 

Kriege und Bürgerkriege in Europa im Zeitraum von 1914 bis 1922 ge-
nerierten zahlreiche Massenfluchtbewegungen und Massenvertreibungen. 
Restriktive Asylpolitik und die Verweigerung von Integration erzeugten 
Rechtlosigkeit, Staatenlosigkeit und Heimatlosigkeit: die zentralen Erfah-
rungen der Flüchtlinge mit und nach dem Ersten Weltkrieg, der das ›Jahr-
hundert der Flüchtlinge‹ einleitete.  

Wie auch andere europäische Staaten fühlte sich das Deutsche Reich 
nach dem Ersten Weltkrieg durch die massenhafte Aufnahme von Flücht-
lingen und Vertriebenen überfordert. Gering war die Bereitschaft, für diese 
Zuwanderergruppen Rechts- und Statussicherheit herzustellen. Gering war 
selbst die Bereitschaft, politische und rechtliche Instrumente zum Umgang 
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mit der Flüchtlingsfrage zu entwickeln. Flüchtlinge und Vertriebene unter-
lagen in der Weimarer Republik aufgrund politischer Erwägungen dem 
prekären Status der Duldung. Asyl wurde ihnen zwar nicht grundsätzlich 
verweigert, blieb aber permanent umstritten, beschränkt und gefährdet.  

Das Beispiel der osteuropäischen Juden verdeutlicht zentrale Muster der 
Perzeption von Flüchtlingen im Deutschland der Zwischenkriegszeit und 
verweist zugleich darauf, warum ein großer Teil der Flüchtlinge Deutsch-
land bereits in der ersten Hälfte der 1920er Jahre wieder verließ.2 
 
I. Asyl oder Abschiebung: die frühe Weimarer Republik und die Aufnahme 
von Pogromflüchtlingen aus Osteuropa – Im Kontext zahlreicher Staats-
bildungen nach dem Ersten Weltkrieg kam es in Ost-, Ostmittel- und 
Südosteuropa vor dem Hintergrund tief greifender wirtschaftlicher, sozia-
ler und politischer Krisen zu schweren Pogromen, deren Zahl auf nicht 
weniger als 2.000 beziffert worden ist.3 Zehntausende, möglicherweise 
auch Hunderttausende von Juden wurden ermordet,4 wahrscheinlich eine 
halbe Million von ihnen verlor allein in Russland und der Ukraine ihre 
Heimat. Viele suchten den Weg über die weithin verschlossenen Grenzen 
nach Westen, der Völkerbund schätzte ihre Zahl 1921 auf 200.000, ande-
re Quellen sprechen sogar von 300.000.5 

Neben die Pogrome trat als weiterer zentraler Antriebsfaktor für die 
starke Abwanderung die Verschlechterung der wirtschaftlichen Position 
von Juden in Ost- und Ostmitteleuropa durch den Ersten Weltkrieg. Ver-
schärfend wirkte nach Kriegsende die Etablierung neuer Zollgrenzen sowie 
neuer, zumeist stark inflationsgeschwächter Währungen und neuer rechtli-
cher Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. Juden fanden sich darüber 
hinaus in großer Zahl unter den Flüchtlingen vor Revolution und Bürger-
krieg in Russland bzw. den bürgerkriegsinduzierten Hungersnöten zu 
Beginn der 1920er Jahre. Und es gab sie überdurchschnittlich häufig unter 
denen, die vor dem Kriegsdienst im polnisch-sowjetischen Krieg 1920/21 
aus Polen flüchteten. Nicht zuletzt befand sich eine kaum bezifferbare 
Zahl von Juden – wahrscheinlich einige Hundert – aus Ost- und Ostmittel-
europa in Deutschland oder Österreich, weil sie als Angehörige der ehema-
ligen zaristischen Armee die Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft ver-
weigerten. 

Eine wichtige Durchgangsstation für jüdische Flüchtlinge auf dem Weg 
vor allem nach Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, Belgien, 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika war in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit Polen, das 1921 fast 100.000 jüdische 
Zuwanderer aus Russland und der Ukraine beherbergte. Weitere Transit-
länder bildeten die Freie Stadt Danzig, deren Hafen zwischen 1920 und 
1925 rund 60.000 ost- und ostmitteleuropäische Juden zur Weiterreise 
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nutzten, Rumänien, wo der Völkerbund 1922 rund 45.000 jüdische 
Flüchtlinge zählte, sowie die Tschechoslowakei und insbesondere Prag, das 
rund 10.000 jüdische Flüchtlinge allein innerhalb von drei Monaten Mitte 
1921 als Durchreisestation nutzten. 

Bald nach Kriegsende wuchs der Widerstand gegen die Aufnahme jüdi-
scher Flüchtlinge. Die Politik der Grenzsperren, Zurückweisungen und 
Abschiebungen gewann an Bedeutung, wie das rumänische und das polni-
sche Beispiel zeigen: Rumänien entzog dem größten Teil der jüdischen 
Flüchtlinge die Aufenthaltsgenehmigung und schob sie ab. Polen verhängte 
1921 eine Grenzsperre nach Osten, betrieb ebenfalls Massenausweisungen 
und drohte mit Abschiebungen in die Herkunftsländer.  

Unterstützung kam vor allem von (amerikanisch-)jüdischen Hilfsorga-
nisationen, seltener von Seiten des Völkerbundes.6 

Nach Angaben des preußischen Ministeriums des Innern befanden sich 
1920/21 rund 70.000 Asyl suchende Juden aus Ost-, Ostmittel- und Süd-
osteuropa in Deutschland, als einem der zunächst wichtigsten Aufnahme-
länder.7 Zumindest in Preußen wurde ihnen Asyl gewährt, auch wenn das 
ein prekärer Status blieb: Juden aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa 
konnten, wenn sie als »persönlich einwandfrei« von den Polizeibehörden 
eingestuft worden waren, »bis auf weiteres« geduldet werden. Mit der 
›Duldung‹ verband sich kein geregelter Aufenthaltsstatus, vielmehr handel-
te es sich um eine Art befristete Nicht-Ausweisung, also eine begrenzte 
Ausnahme von der allumfassenden Ausweisungskompetenz der Polizeibe-
hörden; Ausweisungen sollten weiterhin erfolgen können, wenn jüdische 
Zuwanderer rechtskräftig verurteilt waren, keine angemessene Unterkunft 
oder »nutzbringende Beschäftigung« nachweisen konnten.  

Das preußische Innenministerium schränkte Anfang November 1919 
die Ausweisungsbefugnis der Polizeibehörden gegen die jüdischen Flücht-
linge aber weiter ein und schuf damit die Rechtsgrundlage für eine beding-
te Asylgewährung: Eine Ausweisung bei Wohnungs- und Erwerbslosigkeit 
sollte dann nicht erfolgen,  

»[...] wenn eine der anerkannten jüdischen Hilfsorganisationen 
die Fürsorge für den Betreffenden derart übernimmt, dass er der 
öffentlichen Armenpflege oder der Erwerbslosenfürsorge nicht 
zur Last fällt.«  

Mit der Einschaltung der jüdischen Hilfsorganisationen verlor die Duldung 
etwas von ihrem prekären Charakter.8 

Das aus dem Erlass des preußischen Innenministeriums sprechende 
zentrale Paradoxon einer Asylpolitik, die vor allem mit Ausnahmeregelun-
gen innerhalb der Ausweisungspolitik operierte, blieb unauflöslich: Wenn 
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jüdischen Zuwanderern aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa Asyl gebo-
ten wurde, weil die Herkunftsländer sie nach einer Abschiebung aus dem 
Reich nicht aufnehmen wollten, erwies sich auch die Ausweisungskompe-
tenz gegenüber den ›lästigen‹, weil erwerbs- und/oder wohnungslosen 
jüdischen Zuwanderern als stumpfe Waffe. Faktisch hatte der Hinweis auf 
die Ausweisung ›lästiger‹ jüdischer Zuwanderer offensichtlich nur eine 
Legitimationsfunktion: Die Fürsorgepflicht des preußischen Staates gegen-
über Ausländern, deren Ausweisung unmöglich war, konnte negiert und 
die Verantwortung jüdischen Wohlfahrtsverbänden übertragen werden. 

Trotz seiner beschränkten Asyl-Offerten war dieser preußische Erlass 
sehr umstritten. In einer nur wenige Tage nach der Veröffentlichung des 
preußischen Erlasses anberaumten Besprechung der zuständigen preußi-
schen und Reichsressorts wurde der preußischen Staatsregierung vorgehal-
ten, geltendes Recht zu brechen. Der Vertreter des Reichsinnenministeri-
ums führte aus: 

»Mit Sicherheit sei zu erwarten, dass die Aussicht, auch bei uner-
laubter Überschreitung der Reichsgrenze in Preußen geduldet zu 
werden, für die Ostjuden in erhöhtem Maße einen Anreiz zur un-
erlaubten Einwanderung nach Deutschland bilden werde.« 

Insofern bedeute »die in Preußen getroffene Regelung eine große Gefahr 
für die einheimische Bevölkerung« – eine Auffassung, der sich die anderen 
Reichsressorts und die beteiligten außerpreußischen Ländervertreter an-
schlossen. 

Gestützt wurde diese Position durch eine stellenweise nachgerade zyni-
sche Expertise des Reichswanderungsamtes, das die von Preußen betonte 
»Gefahr für Leib und Leben« anzweifelte: »Die von den verbotswidrig 
eingewanderten Ostjuden stets vorgeschützte Pogromgefahr im Abwande-
rungsland bestehe entweder überhaupt nicht oder nur in einer Form, für 
welche die Bezeichnung ›Pogrom‹ nicht zutreffe.« 

Anzunehmen sei vielmehr, dass die Zuwanderung der osteuropäischen 
Juden 

»[...] durch praktische Gründe veranlaßt werde. In Deutschland 
sei trotz der dort herrschenden Not die Lebenshaltung ungleich 
billiger und bequemer als in den östlichen Randstaaten. Auch sei-
en dort die jüdischen Elemente, welche sich mit unerlaubten Ge-
schäften befaßten, gegenwärtig bei weitem nicht so eingeengt, wie 
z.B. in Polen, wo Betrügereien weniger durch die Behörden als 
vielmehr durch Selbsthilfe der Bevölkerung geahndet würden.« 
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Resümierend hob das Reichswanderungsamt hervor:  

»Flucht vor persönlichen Gefahren für Leben und Eigentum und 
Fahnenflucht dienten in der großen Mehrzahl der Fälle lediglich 
als Vorwand für die verbotswidrige Einwanderung nach Deutsch-
land.«9 

In der publizistischen Diskussion wurde der preußische Erlass vom No-
vember 1919 sehr unterschiedlich aufgenommen; er fand Wohlwollen in 
jüdischen Zeitungen und Zeitschriften, während er in antisemitischen 
Organen scharf kritisiert wurde, weil er ein Ausnahmerecht für jüdische 
Zuwanderer schaffe und sie durch die Einbindung jüdischer Hilfsorganisa-
tionen staatlicher Autorität entziehe.10  

Preußen ließ dennoch im Grundsatz nicht von seiner Politik einer be-
schränkten Asylgewährung ab, reagierte aber durchaus auf die amtliche 
und veröffentlichte Kritik: Ein Erlass des preußischen Innenministers vom 
1. Juni 1920 betonte das Erfordernis einer schärferen Überwachung aller 
Asylsuchenden, Übertretungen deutscher Gesetze und Verordnungen seien 
strikt zu ahnden. Das preußische Staatsministerium kam darüber hinaus 
bei seinen Beratungen am 8. Oktober 1920 zu der Auffassung, noch stär-
ker verdeutlichen zu müssen, dass das Asyl für Juden kein Sonderrecht 
bedeute. Der darauf folgende Erlass des preußischen Innenministers vom 
17. November 1920 hob denn auch hervor, dass Preußen keineswegs eine 
Privilegierung jüdischer Zuwanderer aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuro-
pa anstrebe. Auch wenn ihnen »ein Asylrecht grundsätzlich« nicht versagt 
werden könne, so betonte das Innenministerium, setzte die  

»Gewährung eines solchen Asylrechts [...] aber voraus, daß da-
durch nicht wesentliche Lebensinteressen des eigenen Landes be-
einträchtigt werden. Diese Voraussetzung ist heute nicht mehr 
unbeschränkt gegeben«. 

Deshalb könne die Gewährung von Asyl nicht davon abhängig gemacht 
werden, ob und inwieweit die zugewanderten Juden Verfolgungen ausge-
setzt gewesen seien; vielmehr müsse das Interesse des Aufnahmelandes im 
Vordergrund stehen. ›Lästige‹, weil polizeilich auffällige oder erwerbs- und 
wohnungslose, nicht durch jüdische Wohlfahrtsorganisationen unterstütz-
te jüdische Zuwanderer seien deshalb auch weiterhin unverzüglich auszu-
weisen. 

In Erweiterung des rund ein Jahr zuvor in Kraft getretenen preußischen 
Asylerlasses war das preußische Innenministerium darum bemüht, die 
kritisierte, vermeintlich zuwanderungsfördernde Wirkung der Duldung zu 
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entschärfen und zugleich das Paradoxon einer Asylpolitik aufzulösen, die 
vor allem mit Ausnahmeregelungen innerhalb der Ausweisungspolitik 
operierte: Falls eine Ausweisung nicht möglich sei, müsse eine Unterbrin-
gung in Internierungslagern erfolgen, die im Frühjahr 1921 eingerichtet 
worden waren.11 Das waren jene ›Konzentrationslager‹, deren Aufbau 
Albert Einstein Ende 1919 befürchtet hatte. Die Internierung galt nicht als 
Strafe, sondern als »Unterbringung in einem Sammellager«, die ein »Un-
tertauchen in den Großstädten und den dicht bevölkerten Industriebezir-
ken« verhindern sollte. Als Internierungslager standen für diesen Zweck in 
Preußen entsprechende Anlagen in Cottbus-Sielow (Provinz Brandenburg), 
Stargard (Pommern) und Eydtkuhnen (Ostpreußen) zur Verfügung.  

Im Juli 1923 wurden die Internierungen in Sammellagern schließlich 
aus Kostengründen untersagt, die Sammellager selbst geschlossen. Bis 
dahin hatte die preußische Polizei immer wieder auf diese Einrichtungen 
zurückgegriffen, um osteuropäische Juden und Angehörige anderer Flücht-
lingsgruppen ohne richterlichen Beschluss zu maßregeln. 

 
II. Antisemitismus, Anti-Integrationspolitik und die Forcierung der Ab-
wanderung ausländischer Juden — In der politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Krise der unmittelbaren Nachkriegszeit nahmen antisemitische 
Deutungsmuster in der Bevölkerung erheblich zu.12 In der politischen und 
publizistischen Diskussion wurden Juden – zumal die zumeist abschätzig 
als ›Ostjuden‹ angesprochenen ost-, ostmittel- und südosteuropäischen 
jüdischen Zuwanderer – immer häufiger verantwortlich gemacht für 
Kriegsniederlage, Revolution, Versailler Vertrag, Wirtschaftskrise und die 
als eine ›Schwäche‹ der jungen Demokratie interpretierten Auseinanderset-
zungen um die Neuformulierung von innen- und außenpolitischen Zielvor-
stellungen in den Jahren von 1919 bis 1923.  

Solche weit verbreiteten antisemitischen Ressentiments und Projektio-
nen wurden von antidemokratischen und völkisch-antisemitischen Grup-
pierungen instrumentalisiert. Nach Kriegsende waren die Juden »die 
geborenen Sündenböcke für die militärische Niederlage Deutschlands« 
und deren Folgen.13 Im Vergleich zur Vorkriegszeit wurde in Deutschland 
zudem der Antisemitismus radikaler, verschärften sich aktionistische, 
antisemitische Aktivitäten deutlich. Offene Gewalt gegen Juden (Straßen-
krawalle, Überfälle, Geiselnahmen und Terroranschläge) geriet in der 
frühen Weimarer Republik zu einem zentralen Element der »Straßenpoli-
tik« (Thomas Lindenberger).14 Das wirkte zurück auf eine deutlich restrik-
tivere Politik gegenüber jüdischen Zuwanderern.15  

Die Politik der Reichs- und der preußischen Behörden gegenüber jüdi-
schen Asylsuchenden konzentrierte sich in der Hyperinflationsphase seit 
Herbst 1922 immer stärker auf die Internationalisierung der Asylfrage. 
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Schon im Erlass des preußischen Innenministeriums vom 17. November 
1920 hatten die beiden zentralen migrationspolitischen Stichworte gegen-
über jüdischen Zuwanderern gelautet: »1. Sperrung der Grenze gegen 
Zuwanderung, 2. Beförderung der Abwanderung«. Jüdische Zuwanderer 
sollten veranlasst werden, »sich in anderen Ländern ein Fortkommen zu 
suchen, die wirtschaftlich besser stehen als wir«.16 Insbesondere in einer 
Förderung der Abwanderung sah beispielsweise das Reichsamt für Ar-
beitsvermittlung auch das wünschenswerte Hauptarbeitsgebiet jüdischer 
Hilfsorganisationen.17  

Das Problem der Förderung der Abwanderung jüdischer Asylsuchender 
veranlasste Ende Dezember 1922 den preußischen Innenminister Carl 
Severing, die Aufmerksamkeit des Reichsaußenministers Friedrich v. Ro-
senberg »auf die vom innen- und außenpolitischen Standpunkt gleichbe-
deutsame Frage der Osteinwanderung zu lenken«. Zwar sei seit 1921 die 
Zuwanderung von Asylsuchenden aus dem Osten zurückgegangen. Aller-
dings müsse auch davon ausgegangen werden, dass ein Großteil der 
Flüchtlinge in Deutschland verblieben sei, worunter »in erster Linie – zwar 
nicht zahlenmäßig, aber äußerlich am ehesten erkennbar und am heftigsten 
umstritten – die Ostjuden stehen«. Die Rückwanderungschancen könnten 
aufgrund der weiterhin bestehenden Fluchtgründe als minimal eingeschätzt 
werden. Eine Weiterwanderung in die USA oder nach Palästina sei häufig 
an Kapitalmangel gescheitert. Aus Sicht Severings drohte das Reich die 
Rolle »als Brücke von Ost nach West« für jüdische Migranten zu verlieren 
und mehr zu werden als ein reines Transitland: Von zentraler politischer 
Bedeutung sei deshalb die Frage, »wie Deutschland in seiner Schwäche und 
Armut davor bewahrt bleiben kann, nicht nur als Brücke, sondern gerade-
zu als Kessel zu dienen, aus dem Einwanderer sich weder vorwärts noch 
rückwärts bewegen können«.  

Severing bezog dieses Eingeständnis des Scheiterns auch auf die von 
ihm selbst eingeleiteten Maßnahmen:  

»Zwar habe ich versucht, die Grenzen nach Möglichkeit zu sper-
ren [...], auch habe ich es unternommen, durch scharfe Überwa-
chung, Paßkontrollen und Razzien, Kontrollen ihrer Wohnungen 
usw. einen gewissen Druck auf die sich im Inland aufhaltenden 
Fremden auszuüben, um sie zum freiwilligen Verlassen des Lan-
des zu veranlassen.«  

Das alles aber habe »unzureichend bleiben müssen gegenüber Gefahren, 
die uns aus dem Zustrom von Leuten fremden Stammes, denen in Deutsch-
land Gastfreiheit und Asylrecht geboten wird, drohen«. 
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Der geringe Beitrag der vom Innenministerium steuerbaren, vornehm-
lich polizeilichen Maßnahmen zur Eingrenzung des Problems verweise auf 
das außenpolitische Handlungsfeld: Nur ein verstärktes Maß an internati-
onaler Abstimmung könne, so die Einschätzung Severings, die Zahl der 
Asylsuchenden in Deutschland reduzieren.  

Mehrere außenpolitische Wege waren aus seiner Sicht gangbar: Eine 
Verständigung mit den Herkunftsstaaten werde Rückwanderung und 
Abschiebung erleichtern. Vertragliche Regelungen mit Sowjetrussland, 
Polen, Lettland, Litauen und Estland seien deshalb dringend erforderlich. 
Internationale Regelungen unter Beteiligung des Völkerbundes müssten zu 
einer Lastenteilung in der Asylzuwanderung führen, indem Flüchtlings-
ströme von den deutschen Grenzen ferngehalten und in andere Länder 
umgeleitet würden. Staatenlose seien vom Völkerbund mit Pässen zu 
versorgen. Außerdem sei eine »Wiedererschließung der Auswanderungs-
länder« anzustreben.18 

Die migrationspolitischen Handlungsspielräume blieben 1922/23 aller-
dings sehr beschränkt, wie Reichsaußenminister v. Rosenberg nach Ver-
handlungen mit dem Berliner Büro des Hohen Flüchtlingskommissars des 
Völkerbundes dem preußischen Innenminister mitteilte. Gespräche über 
ein Rücknahmeübereinkommen mit der UdSSR seien längst angelaufen, 
mit einem zügigen Abschluss könne aber nicht gerechnet werden, weil die 
sowjetische Regierung weiterhin umfangreiche Ausweisungen von Regime-
gegnern vornehme und keinerlei Interesse an einer massenhaften Rück-
wanderung ehemaliger russischer Staatsangehöriger habe. »Die Hoffnung 
auf Unterbringung russischer Flüchtlinge in anderen Ländern durch Ver-
mittelung des Völkerbundes erscheint aussichtslos.« Verhandlungen mit 
den Einwanderungsländern auf dem amerikanischen Kontinent werde das 
Auswärtige Amt nicht anstreben: Es sei bemüht, die Einwanderungsbedin-
gungen deutscher Auswanderer zu verbessern, die Einbeziehung der Frage 
ausländischer Auswanderer aus Deutschland gefährde dabei den Verhand-
lungserfolg.19  

Trotz der erheblichen Schwierigkeiten, die mit Weiterwanderungen in 
die USA und in westeuropäische Staaten sowie mit Rückwanderungen 
verbunden waren, sank die im Ersten Weltkrieg und in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit deutlich angestiegene Zahl der ausländischen Juden in 
Deutschland Anfang der 1920er Jahre rasch wieder ab. Hintergründe 
waren die antisemitischen Ausschreitungen, die zunehmend restriktivere 
Asylpolitik und die angespannte wirtschaftliche Lage der frühen Weimarer 
Republik. 1920/21 scheint die Abwanderung nach Frankreich und Belgien 
stark angestiegen zu sein, wobei eine Konzentration auf die kriegszerstör-
ten Regionen in Nord- und Nordostfrankreich sowie Westflandern festge-
stellt werden konnte.20 
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Die Monate der deutschen Hyperinflation 1922/23 und das Stabilisie-
rungsjahr 1924 führten zu weiteren starken Rück- und Weiterwanderun-
gen,21 allein bis zu 14.000 Juden aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa 
sollen zwischen Ende 1922 und Anfang 1924 das rheinisch-westfälische 
Industriegebiet in Richtung Frankreich und Belgien verlassen haben.22  

Bei der Volkszählung 1925 wurden im Reich rund 108.000 ausländi-
sche Juden gezählt. Damit hatte sich ihre Zahl im Vergleich zur vorange-
gangenen Volkszählung von 1910 um lediglich 30.000 erhöht, obwohl 
doch 100.000 bis 105.000 allein zwischen 1914 und 1921 zugewandert 
sein sollen.23 Unter den ausländischen Juden lag der Anteil der aus Ost-, 
Ostmittel- und Südosteuropa Zugewanderten bei rund 80% (86.000). 

Bis zur Volkszählung 1933 sank [!] die Zahl der ausländischen Juden 
um rund 10.000 auf 98.000. Von diesen waren 90% (88.000) ost-, ostmit-
tel- und südosteuropäischer Herkunft. 

Die vom preußischen Innenminister geforderte Internationalisierung des 
jüdischen Flüchtlingsproblems ergab sich tatsächlich zu Beginn der 1920er 
Jahre. Allerdings war in diesem Kontext nicht der Völkerbund ausschlag-
gebend, den Severing 1922 ins Feld geführt hatte: Die starke Abwanderung 
von jüdischen Asylsuchenden aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa seit 
1920/21 wurde durch jüdische Hilfsorganisationen forciert und organi-
siert. Das im Januar 1918 eingerichtete Arbeiterfürsorgeamt der jüdischen 
Organisationen Deutschlands (AFA) bemühte sich nicht nur um Arbeits-
möglichkeiten für ausländische Juden im Inland, sondern auch im Aus-
land, wobei hier offensichtlich auch die Organisation oder doch Vermitt-
lung illegaler Grenzübertritte nach Westeuropa zum Arbeitsprogramm 
vornehmlich der westdeutschen Außenstellen gehörte.24 In den Kontext 
der zunehmenden Arbeitsvermittlung ins Ausland und der Forcierung von 
Auswanderung gehört auch die Tatsache, dass das Arbeiterfürsorgeamt 
und andere jüdische Fürsorgeeinrichtungen seit 1920 – vor dem Hinter-
grund zunehmender finanzieller Probleme der Organisationen während 
der Inflation in Deutschland – abhängiger wurden von Mitteln jüdisch-
amerikanischer Hilfsorganisationen.25 Damit einher ging die Tatsache, 
dass Fürsorge und Arbeitsbeschaffung immer mehr als Angebote für jüdi-
sche Asylsuchende verstanden wurden, »denen es aus Mangel an Mitteln 
oder aus anderen Gründen nicht möglich ist, Deutschland in kurzer Zeit 
wieder zu verlassen«,26 deren Ziel aber auf Dauer die Auswanderung sein 
sollte. 

Dem entsprach eine weitere Internationalisierung der Hilfe für jüdische 
Auswanderer: Das Anwachsen der Zahl der Asyl suchenden Juden in 
Europa, der Kapitalmangel der europäischen Organisationen und die im 
Vergleich zur Vorkriegszeit wesentliche Einschränkung der Auswande-
rungsmöglichkeiten führten im September 1921 zur Gründung des Verei-
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nigten Komitees für jüdische Auswanderung / United Committee for 
Jewish Emigration durch europäische und amerikanische jüdische Hilfs-
organisationen auf Initiative der amerikanischen Hebrew Sheltering and 
Immigrant Aid Society (HIAS). Aufgabe dieser vor allem aus amerikani-
schen Mitteln finanzierten neuen Institution, die ihre Zentrale in Berlin 
unterhielt, war es, Auswanderung aus Europa zu organisieren, dabei 
rechtliche und finanzielle Hindernisse zu beseitigen sowie Einwande-
rungsmöglichkeiten in Übersee zu erschließen.27 

 
III. Fazit: Prekäres Asyl durch beschränkte Duldung in der Weimarer 
Republik — Deutschland entwickelte sich nach dem Ende des Ersten 
Weltkriegs zum wichtigsten europäischen Zielland für Flüchtlinge, Ver-
triebene und Umsiedler. Diese Position trat das Reich seit 1922/23 an 
Frankreich ab. Neben der wirtschaftlichen und sozialen Krisenlage trugen 
migrationspolitische Entscheidungen dazu bei. Die deutsche Anti-
Integrationspolitik zeigte sich an einem Verbleiben der Flüchtlinge in 
Deutschland nie interessiert und bot weder rechtliche noch wirtschaftliche 
Integrationshilfen. Es gelang den Interessenvertretern der Flüchtlingsgrup-
pen und dem preußischen Innenministerium, das zunächst eine asylfreund-
liche Politik vertrat, nicht, einen Asyldiskurs zu etablieren. Reichsinnenmi-
nisterium und Reichsarbeitsministerium akzeptierten keine rechtliche 
Sonderstellung von Flüchtlingen gegenüber anderen Zuwanderern. Flücht-
linge wurden in der Weimarer Republik nur geduldet; die Abschiebungs-
kompetenz der Polizeibehörden blieb, nachdem die asylfreundlichere 
preußische Politik Anfang der 1920er Jahre an Bedeutung verlor, faktisch 
uneingeschränkt. 

Die Überforderung vieler europäischer Aufnahmestaaten und ihr weit-
hin geringes Interesse an der Integration von Flüchtlingen in der Zwi-
schenkriegszeit hatten zur Ausprägung erster Ansätze internationaler 
Lastenteilung gegenüber dem europäischen Flüchtlingsproblem geführt. 
Das war der Hintergrund für den – sehr zögernden – Beginn der Initiativen 
des Völkerbunds zur Etablierung supranationaler Flüchtlingshilfsorganisa-
tionen. Die nationalsozialistische Austreibung von Hunderttausenden 
sollte allerdings bald beweisen, dass diese Ansätze in der Internationalisie-
rung der Flüchtlingspolitik vollkommen unzureichend waren.  

Die ohnehin protektionistischen Tendenzen der Zuwanderungs- und 
Asylpolitik in den europäischen Staaten der 1920er Jahre wurden ange-
sichts der globalen ökonomischen Desintegration in der Weltwirtschafts-
krise in den 1930er Jahren noch übertroffen. Das 1933 vom Völkerbund 
in Lausanne eingerichtete Hochkommissariat für Flüchtlinge aus Deutsch-
land war deshalb in einer sehr schwachen Position. Alle weiteren zwi-
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schenstaatlichen Initiativen blieben am Ende ebenfalls mehr oder minder 
folgenlos. 

Erst nach einem weiteren weltweiten Krieg mit neuen Strömen von 
Flüchtlingen und Vertriebenen sollte es gelingen, die internationale Zu-
sammenarbeit in der Flüchtlingspolitik zu forcieren sowie die Position von 
Flüchtlingen und Vertriebenen im Recht der einzelnen Staaten und im 
Völkerrecht zu verbessern. Die Erfahrung der nationalsozialistischen 
Diktatur, des Zweiten Weltkriegs und der mit ihm verbundenen, viele 
Millionen Menschen umfassenden Flüchtlingsströme verdeutlichten die 
Notwendigkeit neuer Regelungen. In der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nationen von 1948 wurde erstmals ein 
individuelles Asylrecht festgeschrieben. Artikel 14, Absatz 1 der UN-
Menschenrechtserklärung lautet: »Jeder Mensch hat das Recht, in anderen 
Ländern vor Verfolgungen Asyl zu suchen und zu genießen.«28 

Aber auch nach dem Zweiten Weltkrieg wurde nur der geringste Teil 
der Flüchtlinge und Vertriebenen von Asylregelungen erfasst. Im 19. und 
20. Jahrhundert erfolgte die Aufnahme zumeist aufgrund von Regelungen 
jenseits des Asylrechts. Dabei handelte es sich in der Regel um Normen des 
Kriegsfolgenrechts (insbesondere im Kontext der beiden Weltkriege) oder 
um Einwanderungs- und Zuwanderungsgesetze (vor allem im 19. Jahr-
hundert und im Frankreich der Zwischenkriegszeit). Im Deutschland der 
Weimarer Republik aber wurden Flüchtlinge – soweit sie nicht deutsche 
Staatsangehörige waren oder wegen ihrer ›Deutschstämmigkeit‹ einen 
besonderen Status hatten – weder durch Asylregelungen privilegiert noch 
in der Regel durch Zuwanderungs- oder Einwanderungsgesetze aufge-
nommen. Ihr Status blieb damit äußerst prekär und in hohem Grade von 
innen- und außenpolitischen Opportunitäten abhängig. 
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